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Aktuelles

Erfolgreiches Fundraising in den USA 
mit der richtigen rechtlichen Strategie 
 
Praxisvortrag von Stefan Winheller auf dem 2. 
Fundraisingtag Berlin/Brandenburg, 30.8.2007 
 
Mit dem Vortrag „Erfolgreiches Fundraising in den 
USA mit der richtigen rechtlichen Strategie“ wird 
Rechtsanwalt Stefan Winheller über die rechtlichen 
Voraussetzungen und die planmäßige Vorgehens-
weise bei der Beschaffung von US-amerikanischen 
Fördermitteln für deutsche gemeinnützige Organisa-
tionen informieren.  

Der Vortrag findet im Rahmen des 2. Fundraisingta-
ges Berlin/Brandenburg am 30.8.2007 um 14 Uhr 
statt. Die regionale Fachveranstaltung zum Thema 
„Fundraising, Stiftung und Sponsoring“ richtet sich 
an Vertreter deutscher Nonprofit-Organisationen. 
Der Vortrag wendet sich insbesondere an Organisa-
tionen, die an Fördergeldern aus den USA interes-
siert sind. 
 
Weiterführende Informationen zum Fundraisingtag 
finden Sie online unter: http://www.fundraisingtag-
bb.de/. 
 
 
 

 

 

Gemeinnützigkeitsrecht

Umfangreiche wirtschaftliche Betäti-
gung steht der Gemeinnützigkeit nicht 
entgegen – bedeutende Entscheidung 
des BFH zur Zulässigkeit von Mittelbe-
schaffungsbetrieben  
 

Selbst erhebliche wirtschaftliche Betätigungen 
gemeinnütziger Körperschaften müssen nicht 
den Verlust der Gemeinnützigkeit zur Folge 
haben.  
 
Ein die Förderung von Wissenschaft und Forschung 
bezweckender gemeinnütziger Verein war auch im 
Bereich der Auftragsforschung tätig. Eine solche 
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Sehr verehrte Mandantin,   
sehr verehrter Mandant,  
 
unser aktueller Mandanten-Newsletter Nonprofitrecht aktuell enthält wieder wichtige und aktuelle 
Hinweise zu dem von uns schwerpunktmäßig angebotenen Rechtsgebiet des Nonprofitrechts. 
 
Sicherlich können Sie die eine oder andere Entscheidung auch in Ihre persönliche Planung miteinbe-
ziehen. Bei Rückfragen stehen wir Ihnen jederzeit gerne mit Rat und Tat zur Seite. Wir freuen uns, 
wenn wir Ihnen und Ihrer Organisation durch kluge und praxisnahe rechtliche und steuerliche Gestal-
tungen Vorteile vor Ihren Wettbewerbern verschaffen können.  
 
Erlauben Sie uns - wie immer - den kurzen Hinweis, dass der Newsletter nur Ihrer grundlegenden 
Information dient und keine individuelle Rechtsberatung im Einzelfall ersetzt. Eine Haftung kann daher 
trotz sorgfältiger Bearbeitung nicht übernommen werden. 
 
Wir wünschen Ihnen viel Spaß bei der Lektüre!  
 
Mit besten Grüßen 
 
 
 
Petra Oberbeck                      Stefan Winheller 

 Nonprofitrecht 
 aktuell 

http://www.fundraisingtag-bb.de
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Forschung für Auftraggeber dient nicht, wie es § 52 
Abs. 1 AO verlangt, unmittelbar der Allgemeinheit, 
sondern den Interessen der einzelnen Auftraggeber.  
 
Einen Zweckbetrieb gemäß § 68 Nr. 9 AO erkannte 
das Gericht in Auftragsforschung nicht, da sich der 
Verein nicht „überwiegend“ (d.h. zu mehr als 50%) 
aus Zuwendungen der öffentlichen Hand oder Drit-
ter oder aus der Vermögensverwaltung finanzierte. 
Weder im zu beurteilenden Steuerjahr noch – so die 
Auffassung der Finanzverwaltung – über einen 
Dreijahreszeitraum hinweg (das zu beurteilende 
Jahr und die beiden vorangegangenen Jahre) war 
dieses Erfordernis erfüllt. Entgelte, die der Verein 
als Gegenleistung für seine Auftragsforschung von 
der öffentlichen Hand erhielt, seien keine solchen 
Zuwendungen. Hierunter fielen, so das Gericht, nur 
solche Mitteltransfers, die der Körperschaft ohne 
eigene Gegenleistung zuflossen.  
 
Einen Zweckbetrieb gemäß § 65 AO verneinte das 
Gericht ebenfalls. Da die vom Verein betriebene 
Eigenforschung auch ohne Auftragsforschung be-
trieben werden konnte, die Auftragsforschung also 
nicht unerlässlich für die Zweckverwirklichung war, 
erfüllte die Tätigkeit des Vereins nicht die Voraus-
setzung der allgemeinen Zweckbetriebsdefinition. 
Auf die Diskussion, ob sich eine Forschungseinrich-
tung überhaupt auf § 65 AO stützen kann, wenn sie 
im Übrigen die Voraussetzungen des § 68 Nr. 9 AO 
nicht erfüllt, ließ sich der BFH nicht ein. Die Vorin-
stanz hatte einen solchen Rückgriff noch katego-
risch verneint. 
 
Große Bedeutung erlangt das Urteil des BFH aber 
vor allem deswegen, weil das Gericht dem Verein in 
seiner Gesamtheit trotz der erheblichen wirtschaftli-
chen Betätigung nicht die Gemeinnützigkeit entzog. 
Anhaltspunkte dafür, dass der Verein mit seiner 
wirtschaftlichen Betätigung überwiegend eigene 
wirtschaftliche Ziele oder solche seiner Mitglieder 
verfolgte, seien nicht ersichtlich. Nur dann könne 
der Verein aber mangels Selbstlosigkeit nicht ge-
meinnützig sein. Solange der Verein nur gemein-
nützige Zwecke verfolge und sich die Unterhaltung 
des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs nicht als 
eigenständiger Zweck darstelle, liege auch ein Ver-
stoß gegen das Ausschließlichkeitsgebot des § 56 
AO nicht vor.   
 
Hinweis: Die Entscheidung des BFH wird erhebliche 
Auswirkungen auf den Gemeinnützigkeitssektor 
haben und die finanzielle Situation gemeinnütziger 
Einrichtungen deutlich verbessern. Die in großem 
Umfang betriebene Entfaltung wirtschaftlich einträg-
licher Aktivitäten zur Finanzierung gemeinnütziger 
Zwecke gefährdet nun nicht mehr per se den Ge-
meinnützigkeitsstatus.  
 
Der BFH stellt insoweit klar, dass es für die Frage 
der Steuerbegünstigung nicht auf die Herkunft der 
die Körperschaft finanzierenden Mittel oder die 
Aktivitäten der Körperschaft ankommt, sondern 
allein auf die von ihr verfolgten Zwecke. Sofern die 
Körperschaft ausschließlich steuerbegünstigte Zwe-

cke verfolgt, kann sie den Status der Gemeinnützig-
keit erlangen. Dass sich die Körperschaft in großem 
Umfang durch wirtschaftliche Mittelbeschaffungsbe-
triebe  finanziert und auf diese Tätigkeiten in größe-
rem Umfang Zeit und (Personal-)Einsatz verwendet, 
steht dem nicht entgegen. Voraussetzung ist ledig-
lich, dass die wirtschaftlichen Betätigungen den 
gemeinnützigen Zwecken auf materielle oder sons-
tige Art und Weise dienen und nicht zum Selbst-
zweck werden, der neben die Verfolgung gemein-
nütziger Zwecke tritt.  
 
BFH, Urteil v. 04.04.2007, Az. I R 76/05  
 
 

Wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb behält 
seine Funktion trotz Verpachtung bei 
 
Ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb eines Ver-
eins bleibt beim Verein auch dann ein wirt-
schaftlicher Geschäftsbetrieb, wenn er verpach-
tet wird.   
 
§ 8 Nr. 7 GewStG sieht vor, dass dem Gewinn aus 
Gewerbebetrieb die Miet- und Pachtzinsen zur Hälf-
te hinzuzurechnen sind, die für die Benutzung der 
nicht in Grundbesitz bestehenden und in fremdem 
Eigentum stehenden Wirtschaftsgüter des Anlage-
vermögens geleistet werden. Dies gilt nicht, soweit 
die Miet- und Pachtzinsen beim Vermieter oder 
Verpächter zur Gewerbesteuer heranzuziehen sind.  
 
Der BFH stellte fest, dass ein zuvor von einer ge-
meinnützigen Körperschaft betriebener wirtschaftli-
cher Geschäftsbetrieb, der nunmehr verpachtet 
wird, so lange in der Form eines wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebs fortgeführt wird, bis der Verpäch-
ter dem Finanzamt gegenüber die Betriebsaufgabe 
erklärt. Die Pachteinnahmen fallen im Fall der Fort-
führung also nicht in die Sphäre der Vermögens-
verwaltung, sondern in die des steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs. Der Verein bleibt 
hinsichtlich des verpachteten Betriebs mithin kör-
perschaftssteuer- und gewerbesteuerpflichtig.  
 
Für die Klärung der mit der Klage aufgeworfenen 
Frage, ob der Pächter die Hinzurechnung der 
Pachtzinsen hinzunehmen hatte, musste der BFH 
nicht abschließend beurteilen, ob der Verein durch 
die Verpachtung weiterhin einen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb unterhielt. Denn selbst wenn man 
letzteres angenommen hätte, wären die Einnahmen 
beim Verein nach § 64 Abs. 3 AO steuerfrei geblie-
ben, da sie die dort genannte Besteuerungsgrenze 
nicht überschritten. Der BFH bestätigte daher die 
Hinzurechnung der Pachtzinsen beim Pächter.  
 
Hinweis: Dass die Einnahmen trotz Verpachtung 
weiterhin in einem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
anfallen, hat für die gemeinnützige Körperschaft den 
Vorteil, die stillen Reserven im wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb nicht auflösen zu müssen.  
 
BFH, Urteil v. 04.04.2007, Az. I R 55/06  

 
 
 

http://www.winheller.com/aktuelles/2007_08/BFH_04.04.2007_IR76.05.pdf
http://www.winheller.com/aktuelles/2007_08/BFH_04.04.2007_IR55.06.pdf


 
3 

Spendenrecht

Europa macht dem Gesetzgeber Beine: 
Sachspenden ins Ausland abzugsfähig? 
 
Das Europarecht dringt unaufhaltsam in das 
nationale Gemeinnützigkeitsrecht vor. Der BFH 
legte dem EuGH kürzlich die Frage vor, ob die 
Versagung des Sonderausgabenabzugs für 
Sachspenden an eine ausländische gemeinnüt-
zige Körperschaft europarechtswidrig ist.  
 
Der BFH selbst tendiert zu der Auffassung, die 
Ungleichbehandlung von Spenden an inländische 
und ausländische Empfängerorganisationen sei 
gerechtfertigt. Die Frage der steuerlichen Abzieh-
barkeit von Auslandsspenden sei, so das Gericht, 
grundsätzlich anders gelagert als der Fall einer 
ausländischen gemeinnützigen Körperschaft, die 
den Gemeinnützigkeitsstatus in Deutschland an-
strebe. Um letzteres ging es kürzlich in einer vielbe-
achteten EuGH-Entscheidung (Sache Stauffer).  
 
Das besondere an Auslandsspenden sei, dass 
zwischen der ausländischen Empfängerkörperschaft 
und Deutschland keinerlei Steuerrechtsverhältnis 
bestehe: „Die steuerlichen Belange [der ausländi-
schen Körperschaft gingen] die deutschen Finanz-
behörden nach deutschem Steuerrecht nichts an.“ 
Es sei daher nicht möglich bzw. verursache jeden-
falls einen unverhältnismäßigen Aufwand, die steu-
erlichen Verhältnisse eines in Deutschland nicht 
steuerpflichtigen Rechtsträgers daraufhin zu über-

prüfen, ob er nach deutschem Recht als gemeinnüt-
zig anerkannt werden könne oder nicht. Hierfür 
seien nämlich bspw. Außenprüfungen erforderlich, 
die aber im Wege der Amtshilfe nicht erzwungen 
werden könnten.  
 
Hinweis: Im Rahmen der anstehenden Reform des 
Gemeinnützigkeitsrechts hätte es genügend Mög-
lichkeiten gegeben, die Unstimmigkeiten in Bezug 
auf Auslandsspenden zu beseitigen. Der Gesetzge-
ber hat dies leider versäumt. Wie der EuGH ent-
scheiden wird, darf mit großer Spannung erwartet 
werden.  
 
Eine pragmatische Lösung des Problems gibt der 
BFH dem EuGH übrigens mit an die Hand: Sinnvoll 
dürfte es sein, dem Steuerpflichtigen die Feststel-
lungslast aufzubürden, d.h. ihn zu verpflichten, 
seinem Finanzamt gegenüber entsprechende Nach-
weise beizubringen, dass es sich beim ausländi-
schen Empfänger tatsächlich um eine Körperschaft 
handelt, die nach deutschem Verständnis gemein-
nützig wäre. Nur in Fällen, in denen die Überprüfung 
der ausländischen Körperschaft keinen unverhält-
nismäßigen Aufwand verursacht, könnte man zu-
nächst die Finanzbehörden für verpflichtet halten, 
selbst – ggf. im Wege der Amtshilfe – tätig zu wer-
den.  
 
BFH, Beschluss v. 09.05.2007, Az. XI R 56/05  

 
 
 

Vereinsrecht

Keine Schenkungssteuer bei Umwand-
lung eines Vereins in eine GmbH 
 
Die Umwandlung eines Vereins in eine GmbH 
gemäß §§ 272 ff. des Umwandlungsgesetzes 
unterliegt nicht der Schenkungssteuer.  
 
Dies entschied der BFH in seinem Urteil vom 14. 
Februar diesen Jahres. Das Finanzamt hatte sich 
hingegen auf § 7 Abs. 1 Nr. 9 ErbStG gestützt und 
den Erwerb der Geschäftsanteile an der GmbH der 
Schenkungssteuer unterworfen, obwohl der Verein 
nicht, wie es der Wortlaut der Vorschrift verlangt, 
aufgelöst, sondern bloß in eine andere Rechtsform 
umgewandelt worden war.   
 
Der BFH stellte nun klar, dass § 7 Abs. 1 Nr. 9 
ErbStG nur die Fälle einer tatsächlichen Auflösung 
eines Vereins erfasst. Der Begriff der Auflösung 
knüpfe an das Zivilrecht an. Eine Umwandlung 
eines Vereins sei damit nicht vergleichbar. Letztere 
habe zur Folge, dass der Verein in der Rechtsform 
der GmbH weiterbestehe und die bisherigen Mit-
gliedschaften in dem Verein zu Anteilen an der 

Kapitalgesellschaft würden. Der Verein werde also 
gerade nicht aufgelöst. 
 
Hinweis: Das Urteil ermöglicht interessante Gestal-
tungen im Bereich der Familienstiftung. Statt einer 
solchen, die gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 4 ErbStG alle 30 
Jahre der Ersatzerbschaftssteuer unterliegt, kann 
sich im Einzelfall ggf. die Errichtung eines Familien-
Vereins anbieten. Vor Ablauf der 30-Jahres-Frist 
wäre dann eine steuerneutrale Umwandlung des 
Vereins in eine GmbH vorzunehmen, um die Er-
satzerbschaftssteuer zu vermeiden. Wird die GmbH 
anschließend aufgelöst, dürfte dies – jedenfalls 
nach Einhalten einer angemessenen „Schamfrist“ 
zur Vermeidung eines steuerlichen Gestaltungs-
missbrauchs – von § 7 Abs. 1 Nr. 9 ErbStG eben-
falls nicht erfasst sein. Eine Stiftung erlaubt eine 
solche Gestaltung hingegen nicht, da Stiftungen 
nicht in Kapitalgesellschaften umgewandelt werden 
können.  
 
BFH, Urteil v. 14.02.2007, Az. II R 66/05  
 
 
 

 
 

http://www.winheller.com/aktuelles/2007_08/BFH_09.05.2007_XIR56.05.pdf
http://www.winheller.com/aktuelles/2007_08/BFH_14.02.2007_IIR6605.pdf


 
4 

Stiftungsrecht 

Diskriminierung ausländischer Stiftun-
gen  
 
Die Europäische Kommission hat ein Vertrags-
verletzungsverfahren gegen Deutschland wegen 
der Diskriminierung ausländischer Stiftungen 
eingeleitet.  
 
Nach § 15 des deutschen Außensteuergesetzes 
(AStG) werden Vermögen und Einkommen auslän-
discher Familienstiftungen dem inländischen Stifter 
oder den sonstigen bezugsberechtigten oder anfall-
berechtigten Personen im Inland zugerechnet, 
gleich, ob das Einkommen an sie ausgeschüttet 
wird oder nicht. Eine vergleichbare Vorschrift für 
Stiftungen mit Geschäftsleitung oder Sitz im Inland 
kennt das deutsche Recht nicht.  

Nach Auffassung der Kommission und gestützt auf 
das Urteil des EuGH in der Sache Cadburry 
Schweppes ist eine solche Ungleichbehandlung 
inländischer und ausländischer Stiftungen gemein-
schaftsrechtswidrig. Sie verstoße sowohl gegen die 
Vorschriften des freien Kapitalverkehrs als auch 
gegen das Recht auf Freizügigkeit.  
 
Hinweis: Sollte sich § 15 AStG tatsächlich als euro-
parechtswidrig erweisen, werden hiervon all diejeni-
gen innereuropäischen Jurisdiktionen profitieren, die 
attraktive Stiftungsmodelle anbieten. Zu denjenigen 
Stiftungen, die sich schon jetzt großer Beliebtheit 
erfreuen und denen ein Ende des § 15 AStG zwei-
felsohne zugute käme, zählt bspw. die österreichi-
sche Privatstiftung.   
 
Europäische Kommission v. 23.07.2007, Az. IP/07/1151 

 
 
 

Sportrecht 

Verletzung beim Zweikampf im Fußball  
 

Ein Schmerzensgeldanspruch nach einem Foul 
beim Fußballspiel entsteht nur in besonderen 
Ausnahmefällen. 
 
Das Oberlandesgericht Brandenburg hatte über 
einen Fall zu entscheiden, bei dem ein Stürmer den 
gegnerischen Abwehrspieler verletzte, als er ihm das 
Knie bei dem Versuch, den Ball vor der Tor-aus-Linie 
zu retten, in den Rücken rammte.  
  
Das Gericht erkannte zwar, dass es sich um ein 
sogenanntes „Rempeln“ im Sinne der Regel 12 des 
Deutschen Fußballbundes handelte und daher 
rechtswidrig sei. Allerdings indiziert die Rechtswid-
rigkeit durch einen Regelverstoß noch kein Ver-
schulden.  
 
Hinweis: Das OLG bewegt sich mit seiner Entschei-
dung im Rahmen der gängigen Rechtsprechung, 
auch des BGH (NJW 75, 109), wonach bei einer 
„normalen“ Zweikampfsituation ein Verschulden 
ausscheidet. Entscheidend ist immer die konkrete 
Wettkampfsituation, also der Einzelfall. Hätte der 
Verursacher die Unfallgefahr voraussehen und ver-
meiden können oder handelt es sich um ein grob 
regelwidriges Foul oder gar Absicht, dann liegt ein 
Verschulden vor, welches auch zu Schmerzensgeld-
ansprüchen des Geschädigten führen kann.  
 

OLG Brandenburg, Urteil v. 16.03.2007, Az. 7 U 161/06  
 
 
Grundsätzlich kein Schadensersatzan-
spruch bei Fußballverletzungen von Kin-
dern  
 
Zur Frage des Sorgfaltsmaßstabes beim Fußball-
spielen von Kindern in der Freizeit.  

 
Hierzu entschied das Landgericht Mainz, dass für 
Verletzungen, die während eines Fußballspiels von 
Kindern  miteinander entstehen, grundsätzlich kein 
Schadensersatzanspruch besteht. In dem entschie-
denen Fall kam es in einer wettkampftypischen Situ-
ation bei einem Fußballspiel in der Halle eines kom-
merziellen Anbieters zu einem Zweikampf zwischen 
den gleichaltrigen Spielern, wobei sich der neunjäh-
rige Kläger Schien- und Wadenbein brach.  
 
Das LG führte aus, dass bei Kindern die gleichen 
Haftungsregeln gelten wie bei Erwachsenen. Mit der 
Teilnahme an einem Spiel nimmt das Kind auch die 
damit üblicherweise verbundenen Risiken in Kauf. 
 
LG Mainz, Beschluss v. 14.06.2007, Az.  81 C 1187/06   
 
 

Versteigerung von Fußball-Dauerkarten 
bei eBay unzulässig 
 

Ein Verein der Fußballbundesliga kann einen 
Dauerkarteninhaber vom künftigen Bezug von 
Dauerkarten ausschließen, wenn dieser entgegen 
den Allgemeinen Ticket-Geschäftsbedingungen 
des Vereins seine Dauerkarte bei eBay verstei-
gert.  
 
Zu diesem Ergebnis kam das Landgericht Mainz. Es 
galt, darüber zu entscheiden, ob ein Profi-
Fußballverein einen Dauerkarteninhaber zu Recht 
vom Bezug von Dauerkarten ausschließen kann. Der 
Kläger hatte eine der vier Dauerkarten, die er für die 
Bundesligasaison 2004/2005 als sogenannter Sam-
melbesteller erworben hatte, über eBay veräußert. 
Damit hatte er gegen Nr. 7 S. 2 Ziff. a) der Allgemei-
nen Ticket-Geschäftsbestimmungen (ATGB) versto-
ßen, wonach es dem Ticketinhaber untersagt ist, 
Tickets bei Internet-Auktionshäusern zum Verkauf 
anzubieten. Als Sanktion sieht Nr. 7 ATGB u.a. vor, 

http://www.winheller.com/aktuelles/2007_08/OLG_Brandenburg_16.03.2007_7U161.06.pdf
http://www.winheller.com/aktuelles/2007_08/LG_Mainz_14.06.2007_81C1187.06.pdf
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dass sich der Club das Recht vorbehält, „Personen, 
die gegen die Untersagungen in Nr. 7 ATGB versto-
ßen, in Zukunft vom Ticketerwerb auszuschließen.“ 
Diese Bestimmung erachtete das Gericht für recht-
mäßig. Die Sicherheitsinteressen des Vereins hätten 
Priorität  vor  dem Interesse des Dauerkarteninha-
bers an dieser Vertriebsform. 

Hinweis: Dem Kläger hätte es freigestanden, die 
Karten über eine andere Vertriebsform,  z.B. über 
Zeitungsanzeigen, zum Verkauf anzubieten. 
 
LG Mainz, Urteil v. 20.06.2007, Az. 72 C 369/06  
 

 
 
 
 

 

http://www.winheller.com/aktuelles/2007_08/LG_Mainz_20.06.2007_72C369_06.pdf
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